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Hans-Jürgen Bieling* 
Vom EG-Binnenmarkt zur neuen europäischen Ökonomie. 
Arbeits- und sozialpolitische Arrangements im Zeichen der  
Regime-Konkurrenz** 
Dieser Beitrag geht der Frage nach, wie die europäische Wirtschafts- und Sozi-
alverfassung im Spannungsverhältnis von Markt- und Währungsintegration auf der 
einen und arbeits- und sozialpolitischer Regulierung auf der anderen Seite ausgestal-
tet wurde. In Bezug auf die Arbeits- und Sozialpolitik wird zwischen einem „abfallen-
den“, mittlerweile erschöpften Zyklus im Anschluss an das EG-Binnenmarkt-
Programm und einem „aufsteigenden“ Zyklus unterschieden, der mit Blick auf die 
WWU auch die nationale Tarif-, Arbeits- und Sozialpolitik in einen europäischen 
Kontext stellt. Die Koordination, nicht Vergemeinschaftung, dieser Politikfelder stützt 
sich auf spezifische, allerdings eher schwache, institutionelle und regulative Arran-
gements und Kompromissstrukturen. Diese könnten aufgrund des hohen Wettbe-
werbs- und Anpassungsdrucks, der durch die Stabilisierung der WWU und den Über-
gang zu einer wissensbasierten und finanzmarktgetriebenen europäischen Ökonomie 
stimuliert wird, schon bald brüchig werden. 
From the Single Market to the New European Economy – labour and social pol-
icy arrangements under pressure from régime competition 
This essay asks how the European economic and social constitution was shaped 
between the two poles of market and monetary integration on the one hand and  
labour and social policy regulation on the other. With respect to labour and social 
policy the article contrasts a „descending“, and since exhausted, cycle which  
followed the Single Market programme and a „rising“ cycle by which EMU brings 
national collective bargaining as well as labour and social policy into a European 
context. Co-ordination, instead of common regulation, of these policy areas is  
based on specific, but rather weak institutional and regulatory arrangements and 
bargaining structures. They could soon become weakened as a result of high  
pressures of competition and adaptation stimulated by the stabilisation of EMU and 
the transition towards a knowledge-based and finance-led European economy. 
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* Hans-Jürgen Bieling, Dr. Phil., Jg. 1967, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Poli-
tikwissenschaft an der Philipps-Universität Marburg, Wilhelm-Röpke Str. 6G, D-35032 Mar-
burg, e-mail: bieling@mailer.uni-marburg.de 
** Der Beitrag ist im Rahmen eines Forschungsprojektes zum Thema: „Wirtschaftsverfassung, 
Policy-Framing und Regime-Konkurrenz – eine Studie zur politischen Konstitution und kon-
zeptionellen Ausgestaltung der europäischen Wettbewerbsregulation“ entstanden, das von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) im Schwerpunkt „Regieren in Europa“ gefördert 
wird. Für ihre konstruktive Kritik danke ich den anonymen Gutachtern. 
 Artikel eingegangen: 9.6.2001  
revidierte Fassung akzeptiert nach doppelt-blindem Begutachtungsverfahren: 24.7.2001. 
280   Hans-Jürgen Bieling: Vom EG-Binnenmarkt zur neuen europäischen Ökonomie 
 
1. Einleitung 
Die Wirtschafts- und Sozialverfassung der Europäischen Union hat sich seit An-
fang der 80er Jahre gravierend verändert. Dies ist auf den strukturellen Wandel des 
westeuropäischen Kapitalismus zurückzuführen, aber auch auf unzählige politische 
Entscheidungen, die die Modernisierung der Ökonomie begleitet und vorangetrieben 
haben. Von zentraler Bedeutung waren nicht zuletzt die ökonomischen Kernprojekte 
(das EWS, der EG-Binnenmarkt, die WWU und nun der Übergang in die „New Eco-
nomy“), die durch einen „neuen Konstitutionalismus“ – durch vertragliche Überein-
künfte und institutionelle Arrangements – abgesichert und langfristig festgeschrieben 
wurden. Dies darf nun keinesfalls so interpretiert werden, dass der Charakter des 
„Konstitutionalismus“ unverrückbar fest steht. Er war und ist noch immer umkämpft. 
Im Rückblick lassen sich sehr grob ein neo-liberales, ein neo-merkantilistisches und 
ein neo-sozialdemokratisches Konzept unterscheiden (vgl. van Apeldoorn 1999; 
Hooghe/Marks 1999). Konkurrierten anfangs vor allem neo-liberale und neo-
merkantilistische Ordnungsvorstellungen miteinander, so wurde von Delors – mit der 
Sozialcharta und dem sozialen Aktionsprogramm – gegen Ende der 80er Jahre ein 
neo-sozialdemokratisches Projekt nachgeschoben. Der politische Diskurs stand dabei 
lange im Spannungsfeld relativ starr entgegengesetzter Deregulierungs- und Re-
Regulierungskonzepte. Erst in jüngerer Zeit verlagert sich, unter dem Einfluss der 
neuen Sozialdemokratie und der neuen europäischen Beschäftigungsstrategie, der 
Akzent hin zum Konzept der „Flexicurity“, d.h. einem neuen Arrangement von öko-
nomischen Flexibilitätserfordernissen und sozialen Sicherheitsansprüchen (vgl. z.B. 
Teague 1999; Johansson 1999). 
Ungeachtet der verschiedenen Formen einer relativ umfassenden sozialregulati-
ven Flankierung der Markt- und Währungsintegration – von sozialen Mindeststan-
dards im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes über den sozialen Dialog und 
die hier verabschiedeten Rahmenabkommen bis hin zur Beschäftigungspolitik –, do-
miniert in der EU jedoch noch immer ein im Kern neoliberal ausgerichteter Wettbe-
werbsfähigkeits-Diskurs. Dieser stützt sich vor allem darauf, dass erstens viele der 
durch das Binnenmarkt-Programm geförderten Deregulierungsmaßnahmen – die Li-
beralisierung des Kapitalverkehrs, des öffentlichen Auftragswesens oder des Trans-
portsektors – erst jetzt ihre volle Wirkung entfalten; dass zweitens der über die Kon-
vergenzkriterien bereits im Vorfeld der WWU institutionalisierte Disziplinierungs-
druck auch weiterhin anhält – Stichwort: Stabilitätspakt –, und die (nationalen) Sys-
teme der sozialen Regulierung und Redistribution Schritt für Schritt verschlankt und 
flexibilisiert werden; und dass drittens durch den Bedeutungsgewinn von Investment-
banken und institutionellen Anlegern – vor allem Investment-, Pensions- und Hedge-
Fonds sowie Versicherungen – die globalen Finanzmärkte noch weiter an Bedeutung 
gewinnen. In der Zwischenzeit wird in der politökonomischen Diskussion sogar 
schon davon ausgegangen, dass sich nach der Krise des „fordistischen Akkumulati-
onsregimes“ über technologische, vor allem aber finanzkapitalistische Innovationen 
ein neues, transnationalisiertes und finanzmarktgetriebenes „Akkumulationsregime 
der Vermögensbesitzer“ herausgebildet hat (vgl. Aglietta 2000; Albert 2000). Für den 
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Modus der ökonomischen, aber auch der sozial-regulativen Reproduktion hat dies 
weit reichende Konsequenzen. Neben der vielzitierten Globalisierung der Finanz-
märkte wirken auch steuer-, finanz- und unternehmensrechtliche Entscheidungen dar-
auf hin, dass sich die Strukturen der „Corporate Governance“ zum Teil erheblich 
umwälzen (vgl. Rhodes/van Apeldoorn 1998; Lazonick/O’Sullivan 2000; Grahl 
2001). Dies zeigt sich nur partiell in einem veränderten Modus der Investitionsfinan-
zierung, d.h. einer wachsenden Bedeutung der Eigenfinanzierung durch Aktienkapi-
tal.1 Wichtiger sind eine strengere Kontrolle des Managements durch die Shareholder, 
eine zukunftsorientierte Rechnungslegung, die zu erwartenden Dividenden sowie eine 
offene und regelmäßige Berichterstattung. Gleichzeitig werden die traditionellen 
„Stakeholder-Interessen“ zum Teil erheblich beeinträchtigt. Die Elemente der indus-
triellen Demokratie und die Standards der sozialen Regulation stehen mehr und mehr 
im Zeichen der Finanzmärkte sowie der Direkt- und Portfolio-Investitionen, zumal 
die Konkurrenz zwischen den Unternehmen nicht mehr allein, möglicherweise nicht 
einmal mehr in erster Linie, über die Produktmärkte vermittelt wird, sondern in 
wachsendem Maße über die Finanz- und Kapitalmärkte. 
Die Europäische Union ist an dieser Entwicklung keineswegs unbeteiligt. Nach-
dem bereits über den EG-Binnenmarkt und die WWU die Liberalisierung der Kapi-
tal- und Finanzmärkte vorangetrieben wurde, versuchen der Europäische Rat und die 
Europäische Kommission nun, mit einem verbesserten „fine tuning“, so z.B. durch 
den neuen Policy-Mix und die „Grundzüge der Wirtschaftspolitik“, vor allem aber 
über die Aktionspläne zu Finanzdienstleistungen, Risikokapital und eEurope, die 
Rahmenbedingungen für den grenzüberschreitenden Kapital- und Finanzverkehr wei-
ter zu verbessern. Sie orientieren sich dabei am Leitbild einer europäischen „New  
Economy“. Dieses Leitbild ist nicht identisch mit dem Mythos einer krisenfreien 
Wachstumsökonomie, der durch das Ende des US-Booms und den Kursabsturz auf 
den Aktienmärkten vorerst zerstört wurde. Es stützt sich auch nicht allein auf die auf 
den „Neuen Märkten“ notierten High-Tech-Unternehmen. Wie die Lissabon-Strategie 
verdeutlicht, verbirgt sich hinter dem Leitbild der „New Economy“ sehr viel umfas-
sender das Ziel einer – informationstechnologischen und finanzmarktgetriebenen – 
Transformation der ökonomischen Reproduktionsmuster, um – aufsattelnd auf dem 
bisherigen Stand der Markt- und Währungsintegration – die EU „zum wettbewerbs-
fähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen“ 
(vgl. Europäischer Rat 2000). Für die europäische Wirtschafts- und Sozialverfassung 
hat dies insofern weit reichende Konsequenzen, als die konstitutionellen und regula-
tiven Rahmenbedingungen auf die markt-, technologie- und informationszentrierte 
Modernisierungskonzeption neu zugeschnitten werden. Zugleich verändern sich da-
mit die Kooperations- und Kompromissstrukturen – die relative Machtverteilung, der 
                                                          
1 In den meisten Ländern sind die einbehaltenen Gewinne und die Kreditaufnahme noch immer 
die bestimmenden Formen der Investitionsfinanzierung. Für die transnationalen Konzerne er-
öffnen die Aktienmärkte gleichwohl eine sehr attraktive Option, ihre finanziellen Handlungs-
spielräume zu erweitern. 
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politische Einfluss wie die Formen und Inhalte des Interessenausgleichs –, die den In-
tegrationsprozess bisher getragen haben. 
Dieser Artikel nähert sich dieser aktuellen Problemkonstellation historisch, d.h. 
über die Rekonstruktion der zentralen ökonomischen sowie arbeits- und sozialpoliti-
schen Entwicklungslinien. Zunächst wird erörtert, wie die neue politische Ökonomie 
in der EU über eine Reihe von Kernprojekten konstitutionell, d.h. vertraglich, institu-
tionell und auch regulativ, verankert und die Intensivierung des Regime-Wettbewerbs 
im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik vorangetrieben wurde (2.). Danach geht es 
um die Prozesse, über die im Anschluss an das Binnenmarkt-Projekt die europäische 
Wirtschafts- und Sozialverfassung durch viele Akteure – die nationalen Regierungen, 
die Europäische Kommission und die Sozialpartner – beeinflusst und arbeits- und so-
zialpolitisch ausgestaltet wurde (3.). In die relativ kohärente, durch ein Netzwerk 
korporativer Arrangements abgestützte Mehrebenenregulation sind auch die Gewerk-
schaften eingebunden. Aufgrund ihrer (organisations-)politischen Schwäche domi-
niert bei ihnen – auf der betrieblichen und nationalen wie auch auf der europäischen 
und transnationalen Ebene – dabei ein Politikansatz, der sehr stark auf die institutio-
nalisierte Anhörung und Mitsprache in den etablierten politischen Entscheidungsver-
fahren vertraut (4). Genau diese Form der Einbindung könnte perspektivisch jedoch 
prekär werden, da im Übergang zur wissensbasierten und finanzmarktgetriebenen 
Ökonomie der Wettbewerbsdruck auf die Tarif-, Arbeits- und Sozialpolitik weiter 
zunimmt und/oder diese Gefahr laufen, durch die Stabilisierungs- und Koordinations-
erfordernisse der WWU überlastet zu werden. Ob dies dem Projekt eines „progressi-
ven Konstitutionalismus“, d.h. einer stärkeren (sozial-)politischen Kontrolle der 
Markt- und Währungsintegration zuträglich ist, hängt dann allerdings wieder von ei-
ner Vielzahl weiterer Faktoren ab (5.). 
2. Europäischer Konstitutionalismus und Regime-Konkurrenz 
Wohl kaum jemand wird bestreiten, dass sich die Strukturen und die Reproduk-
tionsmuster der politischen Ökonomie Westeuropas in den letzten beiden Dekaden 
grundlegend transformiert haben. Dies ist nicht nur den allgemeinen technologischen 
sowie produktions- und arbeitsorganisatorischen Umbrüchen geschuldet, sondern 
auch einer Vielzahl politischer Weichenstellungen, infolge derer die konstitutionellen 
Rahmenbedingungen der europäischen Ökonomie neu justiert wurden (vgl. Bieling/ 
Steinhilber 2000). Von entscheidender Bedeutung war in diesem Zusammenhang 
nicht zuletzt die Interpretation und Bearbeitung zweier Krisenprozesse: Zum einen 
richtete sich nach dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems und der nach-
folgenden Liberalisierung der Kapitalmärkte das Augenmerk auf die Entwicklung der 
internationalen Finanzmärkte, deren Instabilität sich – vermittelt über den Wechsel-
kurs von Dollar und D-Mark – auch auf die Währungsbeziehungen zwischen den 
westeuropäischen Ökonomien übertrug (vgl. Tsoukalis 1997: 138ff). Zum anderen 
ließen aber auch gravierende sozioökonomische Probleme – die wirtschaftliche Stag-
nation, internationale Wettbewerbsschwäche, Massenerwerbslosigkeit wie auch die 
Krise der öffentlichen Haushalte und Sozialsysteme – gemeinsame europäische An-
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strengungen geboten erscheinen (vgl. Sandholtz/Zysman 1989). Die konkreten Initia-
tiven, die schließlich eingeleitet wurden, standen angesichts der konkurrierenden ge-
sellschaftlichen und intergouvernementalen Interessenlagen keineswegs von vorne-
herein fest. Die Genese und Transformation der europäischen Wirtschafts- und Sozi-
alverfassung ist vielmehr als eine Abfolge ausgehandelter Kompromisse zu begreifen, 
die sich mit Blick auf konkrete Probleme und Krisensituationen in spezifischen insti-
tutionellen Arrangements verdichteten. 
Den Beginn machte bereits das 1978/79 von Helmut Schmid und Valerie Gis-
card d'Estaing ins Leben gerufene Europäische Währungssystem (EWS). Dieses war 
als ein flexibles Fixkurs-System konzipiert worden und richtete sich vor allem gegen 
die starken Wechselkursschwankungen innerhalb des europäischen Wirtschaftsraums. 
Unter den Bedingungen bereits stark liberalisierter Kapitalmärkte (vgl. Helleiner 
1994: 146ff) und divergierender wirtschaftspolitischer Strategien war die angestrebte 
Stabilisierung natürlich kein leichtes Unterfangen. Dies zeigt unter anderem die 
EWS-Krise im Jahr 1993, als die Deutsche Bundesbank mit ihrer Zinspolitik infolge 
der deutschen Vereinigung viele der übrigen Währungen unter Druck setzte. Doch 
hiervon abgesehen, kam es kaum zu ernsthaften Störungen, weshalb die Geschichte 
des EWS von den meisten Beobachtern als relativ erfolgreich eingeschätzt wird. Der 
relative Erfolg war allerdings nicht voraussetzungslos. Er beruhte nicht zuletzt darauf, 
dass die beteiligten Nationalstaaten ungeachtet aller Reibungspunkte (vgl. Tsoukalis 
1997: 152ff) die asymmetrische Funktionsweise des EWS mit der D-Mark als An-
kerwährung und die dominante Rolle der deutschen Bundesbank weithin akzeptierten 
und sich auf der Grundlage eines monetaristischen Basiskonsenses geld- und wirt-
schaftspolitisch einander annäherten (vgl. McNamara 1998: 125ff). 
Für das Binnenmarkt-Projekt war diese Annäherung, genauer: die Verallgemei-
nerung neoliberal-monetaristischer Strategieelemente zweifelsohne grundlegend. Oh-
ne diese geld- und auch wirtschaftspolitische Konvergenz wäre der Integrationsschub, 
der in Gestalt der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) eine umfassende konstitu-
tionelle Neuordnung der EG mit sich brachte – nicht zuletzt die Beseitigung nicht-
tarifärer Handelshindernisse durch qualifizierte Mehrheitsentscheidungen und die 
Verankerung des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung nationaler Standards – nur 
schwerlich möglich gewesen. Nach den Regierungswechseln in Großbritannien und 
Deutschland sorgte nicht zuletzt das Scheitern des „französischen Experiments“ zu 
Beginn der 80er Jahre dafür, dass sich die „Schnittmenge“ europapolitischer Interes-
sen vergrößerte (vgl. Moravcsik 1998: 318ff). Vor dem Hintergrund der wirtschaftli-
chen Stagnation und der Befürchtung, speziell in der Spitzentechnologie noch weiter 
hinter Japan und die USA zurückzufallen (vgl. Sandholtz/Zysman 1989), rückte die 
Vision eines wirklich integrierten, von technischen, administrativen und politischen 
Handelshemmnissen befreiten Marktes mehr und mehr auf die politische Agenda. 
Nicht zu unterschätzen ist in diesem Kontext das Engagement des European Round 
Table of Industrialists (ERT). Dessen Mitglieder – die Vorstandsvorsitzenden von 
führenden europäischen transnationaler Konzerne (TNKs) – hatten die Diskussion 
über das Binnenmarkt-Projekt nicht nur konzeptionell vorangetrieben. Sie arbeiteten 
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in Kooperation mit der Delors-Kommission auch nachdrücklich darauf hin, die Initia-
tive in die politische Praxis umzusetzen (vgl. Cowles 1995; Appeldorn 2000; Fielder 
2000). 
Im Vergleich zum EG-Binnenmarkt sind die Probleme und Interessen, über die 
sich die WWU erklären lässt, etwas komplexer und widersprüchlicher gelagert. Zum 
Teil war sie sicherlich eine unmittelbare Konsequenz des Binnenmarktes, insbesonde-
re der vollständigen Abschaffung der Kapitalverkehrskontrollen sowie der Liberali-
sierung und gewissen Mindestregulierung im Banken-, Versicherungs- und Wertpa-
pierbereich. In Anbetracht der immens erhöhten Kapitalmobilität war es bereits Ende 
der 80er Jahre absehbar, dass die nationalen Regierungen und Notenbanken selbst bei 
umfassenden Interventionen kaum mehr in der Lage sind, spekulativen Angriffen zu 
widerstehen und die bestehenden Währungsparitäten aufrecht zu erhalten (vgl. Mc-
Namara 1998: 159ff). Neben diesen funktionalen Aspekten erhofften sich gesell-
schaftliche Interessengruppen, so z.B. eine Reihe TNKs, die unter der Leitung von E-
tienne Davignon und Giovanni Agnelli bereits 1987 die „Association for Monetary 
Europe“ gegründet hatten (vgl. Greenwood 1997: 117f), über die WWU die Diszipli-
nierungseffekte einer restriktiven Geld- und Finanzpolitik zu verstetigen und die Vor-
teile des Binnenmarktes – niedrigere Transaktionskosten, eine größere Markttranspa-
renz und klarere Kalkulationsbedingungen  zu optimieren (vgl. Sandholtz 1993; 
Frieden 1998). All diese Aspekte kamen letztlich jedoch erst zum Tragen, nachdem 
die Regierungen und nationalen Zentralbanken – über die konzeptionelle Vorarbeit 
des Delors-Komitees – den politischen Willen bekundet hatten, die WWU auch wirk-
lich in die Praxis umzusetzen (vgl. Verdun 1999). Das Design der WWU – der auto-
nome Status der Europäischen Zentralbank, die Konvergenzkriterien und zuletzt der 
Stabilitätspakt – orientiert sich dabei sehr stark am Vorbild der deutschen Bundes-
bank. Hierin kommt nicht zuletzt zum Ausdruck, dass vor dem Hintergrund global li-
beralisierter Finanzmärkte auch die übrigen Mitgliedsstaaten den Primat monetärer 
Stabilität weitgehend akzeptiert hatten. 
Für die Entwicklung der industriellen Beziehungen in der EU sind diese konsti-
tutionellen Weichenstellungen alles andere als belanglos, zumal durch sie eine stark 
von der Geldpolitik her aufgebaute, markt- und wettbewerbsorientierte Wirtschafts-
verfassung etabliert wurde. Ein zentrales Merkmal der europäischen Handlungsarena 
besteht denn auch darin, dass im Binnenmarkt nicht mehr nur die Unternehmen, son-
dern auch die nationalen Arbeitsregimes – d.h. die spezifischen Arrangements der 
Produktionsregulation –, allerdings immer unter Berücksichtigung des Produktivi-
tätsniveaus, in Konkurrenz miteinander treten (vgl. Streeck 1999). Dies ist zum Teil 
auf die Intensivierung des intra-industriellen Handels in gleichen Marktsegmenten 
zurückzuführen. Darüber hinaus ist seit der zweiten Hälfte der 80er Jahre aber auch 
ein sprunghafter Anstieg der ausländischen Direkt- und Portfolioinvestitionen mit 
jährlichen Wachstumsraten von 20 bis über 30 Prozent zu beobachten; fast Zweidrit-
tel der weltweiten Investitionen werden dabei von Unternehmen in der EU getätigt 
(vgl. UNCTAD 2000: XXI). Sicherlich übersetzt sich diese Entwicklung nicht in ein 
unmittelbares „Regime Shopping“ der TNKs (vgl. Traxler/Woitech 2000). Oft ver-
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birgt sich hinter der Rede von der Verlagerung des Produktionsstandortes wenig mehr 
als eine vordergründige Drohgebärde. Gleichwohl ist deren Wirkung nicht zu unter-
schätzen. Die Furcht und Einschüchterung greift bei Politikern, Gewerkschaften und 
Belegschaften vor allem deswegen, weil ihnen aus den vergangenen Jahren noch vie-
le Beispiele präsent sind, in denen es aufgrund von Produktionsverlagerungen, Fusio-
nen oder feindlichen Übernahmen zu einem drastischen Personalabbau kam. Etwas 
schematisch lassen sich dabei zwei Fusionswellen unterscheiden. Nachdem sich die 
erste Welle, die bereits kurz nach dem Startschuss zum EG-Binnenmarkt einsetzte, 
noch stark auf den industriellen Sektor konzentrierte, um entsprechende „economies 
of scale“ zu realisieren, ist die jüngere Fusionswelle ab Mitte der 90er Jahre breiter 
angelegt. In der Erwartung eines integrierten europäischen Finanz- und Kapitalmark-
tes erfasst sie nun auch stärker den Finanzsektor, d.h. Banken, Versicherungen und 
institutionelle Anleger (vgl. UNCTAD 2000: XXIV; Huffschmid 1999: 72ff)2. 
Die Regime-Konkurrenz im Bereich der industriellen Beziehungen ergibt sich 
demzufolge vor allem daraus, dass die ökonomische Integration immens forciert 
wurde, ohne die Arbeits- und Sozialpolitik in gleichem Maße zu vergemeinschaften. 
Sicherlich ist inzwischen auch im Bereich der Arbeitsregimes – zumindest ansatzwei-
se – eine Mehrebenenregulation erkennbar. Die nationale Handlungsebene ist jedoch 
nach wie vor bestimmend, da die regulativen, insbesondere rechtlichen Handlungsbe-
dingungen – Tarifpolitik, Arbeitsrecht, Mitbestimmung etc. – noch immer primär na-
tional definiert werden (vgl. Ferner/Hyman 1998). Mehr noch, sie ist in den 90er Jah-
ren durch die Herausbildung eines neuen „Wettbewerbskorporatismus“ (Rhodes 
1998a) und die Vereinbarung sog. „Sozialpakte“ in vielen EU-Staaten sogar noch 
einmal aufgewertet worden. In der Regel geht es dabei um eine Kombination von 
Lohnzurückhaltung, Arbeitsmarktflexibilisierung und die Modernisierung der sozia-
len Sicherungssysteme (vgl. Fajertag/Pochet 2000). Die Ursachen dieser Entwicklung 
sind zweifelsohne vielfältig. Von zentraler Bedeutung dürfte jedoch sein, dass die 
Gewerkschaften in institutionalisierten Diskussions- und Mitspracheforen oft die ein-
zige Möglichkeit erblicken, ihre organisationspolitische Schwäche, d.h. Mitglieder-
verluste infolge von Arbeitsmarktkrise, Rationalisierungsdruck und Standortkonkur-
renz, zu kompensieren. Dies gilt um so mehr, als sich in vielen Unternehmen die Be-
legschaften und das Management auf betriebsspezifische Arrangements und „la-
gerübergreifende Produktivitätskoalitionen“ verständigten (vgl. Dörre 1999), um im 
Kampf um den Produktionsstandort und Direktinvestitionen bestehen zu können (vgl. 
Mueller 1996; Schmierl 1999).  
Dass die Regime-Konkurrenz ungeachtet vieler Konzessionen von Seiten der 
Gewerkschaften bislang nicht zu einem „race to the bottom“ geführt hat, so jedenfalls 
der Tenor vieler Bewertungen (vgl. u.a. Eichener 2000), ist vor allem zwei Faktoren 
geschuldet. Zum einen ist in den nationalen Arrangements – bedingt durch die politi-
                                                          
2 Noch vollziehen sich die meisten Fusionen im Finanzsektor innerhalb der „Nationalökono-
mien“. Für die beteiligten Akteure besteht ein wichtiges Motiv der Zusammenschlüsse offen-
kundig jedoch darin, in der Erwartung eines nicht nur liberalisierten, sondern zunehmend in-
tegrierten Finanz- und Kapitalmarktes besser bestehen zu können. 
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sche Kultur bzw. durch den Einfluss der Gewerkschaften – noch immer ein institutio-
neller und regulativer Bremsmechanismus wirksam, der einer eindimensionalen De-
regulierung und Flexibilisierung entgegenwirkt; und zum anderen wird die ökonomi-
sche Integration von einer Dynamik der „verhandelten Europäisierung“ (vgl. Platzer 
2000) begleitet, die im Bereich der industriellen Beziehungen mit dazu beiträgt, dass 
sich eine – insgesamt jedoch eher schwache und fragile – mehrdimensionale arbeits- 
und sozialpolitische Konsensstruktur reproduziert. Die beteiligten Akteure bewegen 
sich damit in einer Handlungsarena, die sich nicht mehr auf die betriebliche und  
nationale Ebene beschränkt, sondern in wachsendem Maße auch die supra- und trans-
nationale Ebene umfasst. Inzwischen wird kaum noch bestritten, dass die arbeitspoli-
tischen Strategien und Kooperationsformen auf der supranationalen Ebene im Laufe 
der 90er Jahre vielfältiger und komplexer geworden sind. Neben diversen Richtlinien 
(regulativen Mindeststandards) und Rahmenabkommen auf der Grundlage des sozia-
len Dialogs (vgl. u.a. Falkner 1998, Dølvik 1999, Sörries 1999) sorgt überdies der 
makroökonomische Dialog (der Köln-Prozess der europäischen Beschäftigungspoli-
tik) dafür (vgl. Platzer 1999), dass die arbeitspolitischen Kooperationsmechanismen – 
oft allerdings nur sehr mühsam (vgl. Keller 1999; Greenwood 1999) – auf eine breite-
re Grundlage gestellt werden. Darüber hinaus ist auf der transnationalen Ebene die 
Einrichtung Europäischer Betriebsräte (EBRs) durch eine – quantitativ wie qualitativ 
– expansive Konstitutionsdynamik gekennzeichnet (vgl. Platzer/Weiner 1998; Lecher 
u.a. 1998). Die nationalen, regionalen und betrieblichen Verhandlungs- und Koopera-
tionsebenen werden durch die Aktivitäten eines neuen arbeitspolitischen Akteurs zu-
nehmend überformt (vgl. Marginson/Sisson 1998). 
3. Wirtschafts- und sozialpolitische Konzeptionen und Strategien 
Um die Dynamik der industriellen Beziehungen, gleichsam im Spannungsver-
hältnis von „verhandelter Europäisierung“ und „Regime-Konkurrenz“, genauer zu 
bestimmen, reicht es nun freilich nicht aus, allein die strukturellen Handlungsparame-
ter in den Blick zu nehmen. Genauere Aufschlüsse ergeben sich eigentlich erst, wenn 
die Transformation der industriellen Beziehungen auch hinsichtlich der wirtschafts- 
und sozialpolitischen Diskurse und Strategien der beteiligten Akteure betrachtet wird. 
Schließlich sind hier, sowohl was die Konzeptionen der Wirtschafts- und Arbeitge-
berverbände als auch die der Gewerkschaften anbetrifft, auffällige Akzentverschie-
bungen beobachtbar. Vereinfacht gesprochen, lassen sich hinsichtlich der Arbeits- 
und Sozialpolitik zwei politische Zyklen unterscheiden: ein abfallender Zyklus, der 
sich im Anschluss an die Binnenmarkt-Initiative entfaltete und der gemeinhin mit 
dem „Delors'schen“ Projekt identifiziert wird, die europäische Integration auf sozia-
len Fortschritt programmieren zu wollen; und ein aufsteigender Zyklus, der stärker 
auf die Perspektive der WWU ausgerichtet ist, und gestützt auf den „Wettbewerbsfä-
higkeits“-Diskurs und das „Benchmarking“-Verfahren seit Mitte der 90er Jahre im-
mer mehr Politikbereiche durchdringt. 
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3.1. Von der Marktintegration zum europäischen Sozialraum? 
Zunächst sind beide Zyklen im Sinne von Sandholtz und Zysman (1989) durch 
eine „hierarchy of bargains“ und damit durch ein spezifisches Verhältnis von ökono-
mischer, politischer und sozialer Integration gekennzeichnet. Dies heißt nicht, dass es 
eine unmittelbare und explizite Verknüpfung der verschiedenen Verhandlungen und 
Abkommen gab. Im Gegenteil, für den Erfolg der Binnenmarkt-Initiative wie auch 
der WWU war zunächst grundlegend, dass sie von anderen politischen und sozialen 
Vorhaben – zumindest formell – entkoppelt wurden. Mit Bezug auf den Binnenmarkt 
hat der verantwortliche Kommissar, Lord Arthur Cockfield (1990: 8), unmissver-
ständlich hervorgehoben, dass eine Verknüpfung mit angrenzenden Fragen den Inte-
grationsfortschritt gefährden und nur zu Verzögerungen und taktischen Manövern 
führen würde. Der von der Kommission mit Unterstützung der Mitgliedstaaten ver-
folgte Ansatz sah denn auch vor, erst die Marktintegration festzuschreiben, um dann 
– hier gingen die Meinungen über die Notwendigkeit, das Niveau und die Formen der 
sozialen Regulation jedoch schon auseinander – unter dem Druck des intensivierten 
Wettbewerbs auch die soziale Flankierung voranzutreiben. In der EEA erstreckte sich 
die sozialregulative Erweiterung im Prinzip nur auf Neuerungen, die auch für Groß-
britannien und UNICE akzeptabel waren: qualifizierte Mehrheitsentscheidungen, die 
– sofern es sich nicht um die Rechte und Interessen von Arbeitnehmern handelt – die 
Funktionsweise des Binnenmarktes betreffen (Art. 100a) bzw. die Gesundheit und Si-
cherheit am Arbeitsplatz (Art. 118a) sowie die Möglichkeit eines supranationalen Di-
alogs zwischen den Sozialpartnern (Art. 118b). Darüber hinaus gab die EEA der 
Kommission noch das Mandat, die Strukturfonds zur Bekämpfung regionaler Dispari-
täten zu reformieren (vgl. Rhodes 1992: 25f). 
Unmittelbar nach der Verabschiedung des Binnenmarkt-Programms waren die 
neuen europäischen Handlungsoptionen relativ unumstritten, da sich die Bemühun-
gen im Zeichen der „Europhorie“ ganz auf die markt- und wettbewerbsorientierte 
Revitalisierung der westeuropäischen Ökonomie konzentrierten. Als die hiermit ver-
knüpften arbeits- und sozialpolitischen Konsequenzen in der europäischen Öffent-
lichkeit dann jedoch intensiver diskutiert wurden, brachen die ordnungspolitischen 
Konflikte auf. Die Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände – repräsentiert unter ande-
rem durch UNICE und den ERT – versuchten mit der politischen Unterstützung 
Großbritanniens, den erhöhten Wettbewerbsdruck für eine forcierte Deregulierung 
der Arbeits(markt)- und Sozialpolitik zu funktionalisieren; und zwar nicht nur durch 
eine einfache Blockade aller sozialregulativen Vorstöße, sondern auch durch ein ei-
genes, bereits 1986 lanciertes Aktionsprogramm für flexible Beschäftigungsverhält-
nisse und Arbeitsbedingungen (vgl. Teague 1989: 318f). Dass diese von Großbritan-
nien in Kooperation mit Italien und Irland gestartete Initiative, die zudem noch vom 
Rat einstimmig verabschiedet wurde, in der Folgezeit geradezu wirkungslos blieb, 
war nicht zuletzt der nur sehr selektiven Umsetzung durch die Kommission geschul-
det. Deren Vorstellungen einer sozialregulativen Flankierung der Marktintegration 
waren offenkundig anders gelagert. Die Kommission machte sich zunehmend die Ar-
gumente zu eigen, die von den Gewerkschaften – auch unter dem Eindruck des Bei-
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tritts von Ländern mit geringeren Produktivitätsniveaus und Sozialstandards (Spanien 
und Portugal) – mit Blick auf ein europaweites „Sozialdumpings“ thematisiert wur-
den (Dølvik 1999: 116ff). Um den hiervon ausgehenden Problemen und Gefahren zu 
entgehen, entwickelte sie dabei jenseits des marktgetriebenen Deregulierungsmodells 
auf der einen und des rigiden, wenig aussichtsreichen Harmonisierungsmodells auf 
der anderen Seite einen funktionalistischen Ansatz zur sozialregulativen Einbettung 
des Binnenmarktes. 
Diese von Delors und seinem Kabinett entwickelte „Strategie der russischen 
Puppen“ (vgl. Ross 1993) intendierte unverkennbar eine – die Dynamik des Binnen-
markt-Projektes ausnutzende – föderalistische Vertiefung des Integrationsprozesses.3 
Über politische und sozialregulative Initiativen sollte in Ergänzung zur Marktintegra-
tion eine quasi-staatliche, supranational „organisierte Handlungsarena“ geschaffen 
werden. Die erste „russische Puppe“ bestand dabei im sog. Delors I-Paket von 1987, 
das neben der Konsolidierung der Agrarpolitik vor allem die Reform und erhebliche 
finanzielle Aufstockung der Strukturfonds beinhaltete (vgl. Ross 1995: 40ff). In Ver-
bindung mit den Aktivitäten der Europäischen Investitionsbank (EIB) konzentrierte 
sich die neue Strukturpolitik nicht nur auf infrastrukturelle, entwicklungspolitische 
Aspekte, sondern etablierte darüber hinaus auch einen Mechanismus der geplanten 
regionalen Redistribution von Ressourcen. Hierdurch konnten in Bezug auf die „sozi-
ale Kohäsion“ explizit sozialpolitische Ziele verfolgt werden. Die zweite „russische 
Puppe“, die WWU, war natürlich nicht sozialpolitisch, sondern eher geld- und fi-
nanzpolitisch motiviert. Aufgrund der an sie anschließenden politischen und instituti-
onellen Fortentwicklung der EG – hierzu später – bildet sie den wohl wichtigsten 
Schritt auf dem Weg zur Staatswerdung Europas. Schon in den ersten Stufen ihrer 
Realisierung wurde erkennbar, dass mit der WWU immer mehr Politikbereiche zwar 
nicht unbedingt vergemeinschaftet, so doch aber sukzessive in einen europäischen 
Kontext gestellt werden. Die dritte „russische Puppe“ schließlich bestand in der Etab-
lierung eines organisierten „europäischen Sozialraums“, zunächst durch die „feierli-
che Erklärung“ der Sozialcharta von 1989 und dann durch das nachfolgende sozialpo-
litische Aktionsprogramm. Beide Initiativen waren durch Kommissionsberichte – von 
Venturini und Marin – konzeptionell vorbereitet worden und zielten darauf, die 
Keimformen des europäischen Sozialraums in der EEA und in den Val Duchesse Ge-
sprächen fortzuentwickeln. Die Kommission stimulierte damit nicht nur eine breitere 
sozialpolitische Diskussion, sondern sicherte sich hierdurch auch – allerdings gegen 
den mitunter sehr heftigen, ordnungs- und integrationspolitisch motivierten Wider-
                                                          
3 „The Russian doll metaphor implied iterated episodes of strategic action to seize upon  
openings in the political opportunity structure, resource accumulation through success, and 
reinvestment of these ressources in new actions to capitalize on new opportunities“ (Ross 
1995: 39). 
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stand von Großbritannien (vgl. Thatcher 1993: 750ff) und UNICE – die Zustimmung 
der Gewerkschaften4 zum weiteren Fortgang der europäischen Integration. 
Ungeachtet der sozialpolitischen Aufbruchstimmung, die durch diese „dritte 
Puppe“ generiert wurde, blieben die konkreten Ergebnisse zunächst jedoch ambiva-
lent: Auf der einen Seite gelang es sicherlich, den Integrationsprozess aus seiner strikt 
neoliberalen Orientierung zu befreien und den Druck zur Deregulierung, Privatisie-
rung und Flexibilisierung sozialregulativ zu bremsen. Auf der anderen Seite blieben 
die substanziellen Ergebnisse des sozialpolitischen Aktionsprogramms zunächst je-
doch begrenzt (vgl. Buda 1995: 83ff). Von den 47 geplanten Einzelmaßnahmen 
konnten anfangs eigentlich nur im Bereich des Arbeitsschutzes – also dort, wo es ge-
nügte, qualifizierte Mehrheiten zustande zu bringen – einige „harte“, verbindliche 
Regulierungen durchgesetzt werden. In all den anderen Bereichen war von wenigen 
Richtlinien, z.B. zu Massenentlassungen, atypischen Beschäftigungsverhältnissen  
oder zu bestimmten Aspekten der Arbeitszeitgestaltung sowie einigen unverbindli-
chen Empfehlungen und Stellungnahmen einmal abgesehen, kein nennenswerter 
Fortschritt zu verzeichnen. Was die Arbeits- und Lebensbedingungen sowie die In-
formation und Mitbestimmung der Beschäftigten anbetraf, verlief der Entscheidungs- 
und Umsetzungsprozess bis zum Maastrichter „Sozialprotokoll“ eher schleppend 
(zum Überblick vgl. Falkner 1998: 69). Gleichwohl zeichnete sich jedoch schon zu 
dieser Zeit ab, dass sich auf der supranationalen Ebene eine zweistufige arbeits- und 
sozialpolitische Regulierungsstruktur herausbildete (vgl. Rhodes 1998b: 104ff): Ne-
ben einer Reihe von europäischen Rechtsetzungsakten, vor allem Richtlinien, über 
die gewisse Mindeststandards festgeschrieben wurden, gewann der „Soziale Dialog“ 
zwischen den europäischen Sozialpartnern, d.h. zwischen UNICE, CEEP und EGB, 
unverkennbar an Gewicht. 
Diese zweistufige Regulierungsstruktur nahm dann im Maastricht-Vertrag präzi-
sere Konturen an. Im Sozialprotokoll, von dem sich Großbritannien zunächst noch 
ausschloss, wurde der sozialregulative Handlungsspielraum offenkundig erweitert 
(vgl. Falkner 1998: 78ff). Neben der arbeits- und sozialpolitischen Ausdehnung des 
Kompetenzbereichs der EU waren in vielen Fragen nun auch qualitative Mehrheits-
entscheidungen möglich. Überdies wurde der Soziale Dialog nochmals aufgewertet, 
und zwar nicht nur durch die bindende Konsultation der Sozialpartner bereits im Vor-
feld von arbeits- und sozialpolitischen Rechtsakten, sondern auch durch die Möglich-
keit „autonom“ ausgehandelter Rahmenabkommen.5 Die neue europäische Regulie-
rungsstruktur orientierte sich in diesem Sinne stark am Prinzip der „doppelten Subsi-
                                                          
4 Dies verdeutlicht nicht zuletzt das begeisterte Echo, das die Vorschläge von Delors zur „sozi-
alen Dimension“ bereits 1988 auf dem EGB-Kongress in Stockholm und kurze Zeit später auf 
dem TUC-Kongress in Bournemouth erzeugten (vgl. Dølvik 1999: 119ff). 
5 Einschränkend muss angemerkt werden, dass sich UNICE auf ernsthafte Verhandlungen bis-
lang eigentlich nur im „Schatten des Gesetzes“ einließ, d.h. unter Androhung einer legislati-
ven Kommissionsinitiative. Außerdem sind trotz der erweiterten EU-Kompetenz arbeitspoliti-
sche Kernfragen wie die Tarifpolitik, die Vereinigungsfreiheit oder auch das Streik- und Aus-
sperrungsrecht nach wie vor explizit ausgegliedert. 
290   Hans-Jürgen Bieling: Vom EG-Binnenmarkt zur neuen europäischen Ökonomie 
 
diarität“ (vgl. Buda 1995: 77). Fortan sollte es zu europäischen Regelungen nur dann 
kommen, wenn die arbeits- und sozialpolitischen Probleme auf der nationalen bzw. 
regionalen Ebene allein nicht zu lösen waren. Überdies sollten, soweit möglich, euro-
päische Regelungen primär die Form vertraglicher (Rahmen-)Vereinbarungen zwi-
schen den Sozialpartnern annehmen. Auch wenn der Ministerrat diese anschließend 
in europäisches Recht überführte, sollte die konkrete Umsetzung möglichst wieder 
den Sozialpartnern obliegen. 
Gemäß einer sehr positiven Lesart kann diese Entwicklung nicht nur als Heraus-
bildung einer supra- bzw. transnationalen arbeits- und sozialpolitischen Regulie-
rungsstruktur gesehen werden, sondern sogar als Entstehung eines korporatistischen 
Gemeinschaftsnetzwerks (vgl. Falkner 1998), das den europäischen Sozialraum orga-
nisatorisch abstützt. Mit Blick auf einige Rahmenabkommen zur Regelung des El-
ternurlaubs, der Teilzeitarbeit, der befristeten Beschäftigung, die Verabschiedung der 
EBR-Richtlinie und der Entsende-Richtlinie wie auch das später folgende Engage-
ment für eine europäische Beschäftigungspolitik mag sich diese Interpretation – zu-
mindest was die formale Verfahrensweise anbetrifft – bestätigt sehen (zum Überblick 
vgl. auch Europäische Kommission 2000a: 11ff). Betrachtet man darüber hinaus den 
schwachen substanziellen Gehalt der europäischen Arbeits- und Sozialpolitik, so 
wachsen jedoch die Zweifel an der Durchschlagskraft der Delors'schen Strategie. 
Dies gilt um so mehr, als sich in der Post-Mastricht-Ära unter dem Eindruck einer tie-
fen Rezession, der pro-zyklischen Austeritätspolitik, einer steigenden Erwerbslosig-
keit und unverkennbaren Legitimationskrise des eingeschlagenen Integrationspfads 
(vgl. Obradovic 1996) die politischen Parameter verschoben. Ungeachtet aller pro-
grammatischen Initiativen – so z.B. in den Weißbüchern zu „Wachstum, Wettbe-
werbsfähigkeit und Beschäftigung“ oder zur „Sozialpolitik“ – ging es danach kaum 
mehr um die supranationale Absicherung und Ausgestaltung des europäischen So-
zialmodells, sondern primär um dessen wettbewerbsorientierte Reorganisation. 
Zumindest in diesem Sinne ist es nicht überzogen zu behaupten, dass das De-
lors'sche Projekt, die europäische Integration nicht nur auf ökonomischen Wettbe-
werb, sondern auch auf sozialen Fortschritt zu programmieren oder zumindest sozia-
len Rückschritt verhindern zu wollen, in der Post-Maastricht-Ära an seine Grenzen 
stieß. Seit Mitte der 90er Jahre wurde immer offensichtlicher, dass aus dem supra- 
bzw. transnationalen Regulierungsgeflecht keine Dynamik erwächst, die den Verlust 
an einer auf sozialen Ausgleich zugeschnittenen nationalen Handlungskompetenz auf 
der nationalen Ebene hätte kompensieren können. Die Ursachen hierfür waren sicher-
lich vielschichtig. Patrick Ziltener (1999: 182f) hebt vor allem drei Aspekte hervor: 
Erstens konnte sich die Kommission in der Arbeits- und Sozialpolitik – anders als in 
der Binnenmarkt- oder Technologiepolitik – auf keine ähnlich starken Bündnispartner 
stützen. Zweitens wurden die Akteure, die wie die Gewerkschaften für eine dynami-
sche Ausweitung der Arbeits- und Sozialpolitik plädierten, durch die institutionelle 
Grundordnung der EU, d.h. durch die vertraglichen Grundlagen und Entscheidungs-
prozesse, wie auch durch die organisatorischen Unterschiede zwischen den nationalen 
Arbeitsregimes (vgl. Ebbinghaus/Visser 1997) systematisch benachteiligt. Die natio-
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nalen Regierungen mit stärker neoliberalen Ordnungsvorstellungen konnten somit – 
auch im Sinne der Wirtschafts- und Unternehmerverbände – gestützt auf ihre Veto-
macht leicht eine reaktive Blockadestrategie verfolgen. Und drittens schließlich wur-
de durch die bereits skizzierte Regime-Konkurrenz ein Anpassungsdruck erzeugt, der 
sich auf der nationalen Ebene tendenziell – vor allem dann, wenn die Produktivität 
und Rentabilität kurzfristig gesteigert werden soll – in Maßnahmen der Deregulierung 
übersetzt, zumindest aber gegenläufige, auf sozialen Ausgleich bedachte Formen der 
Redistribution und Re-Regulierung verhindert. 
Zwei weitere Faktoren sind ebenso wenig zu unterschätzen. Zum einen wurde 
Mitte der 90er Jahre die recht starke Kommission unter Delors durch eine eher 
schwache, am Ende sogar demontierte Santer-Kommission ersetzt. Im Kontext der 
weiterhin schwelenden Legitimationskrise der EU gewann damit die intergouverne-
mentale Komponente an Gewicht. Und zum anderen verlagerten sich – unter dem 
Einfluss von ERT, UNICE oder auch der 1995 eingesetzten und an die Kommission 
angebundenen Competitiveness Advisory Group (CAG) – auch die zentralen Orien-
tierungspunkte des wirtschaftspolitischen Diskurses (vgl. Apeldoorn 2000: 201ff).6 
Die alte, merkantilistisch inspirierte Idee, über technologie- und industriepolitische 
Programme sog. „Euro-Champions“ zu fördern, verblasste in dem Maße, wie sich die 
europäischen TNKs nicht mehr nur auf Westeuropa konzentrierten, sondern globali-
sierten und ihre Entscheidungen zunehmend an finanzkapitalistischen Kriterien, d.h. 
am Prinzip des Shareholder Value, ausrichteten. Hierdurch erklärt sich zumindest 
partiell auch die erdrückende Dominanz eines stark neoliberal geprägten Wettbe-
werbsdiskurses, der sich über die umfassende Anwendung eines politischen Bench-
marking-Verfahrens (vgl. Tidow 1998) und die Aktionspläne zur Förderung der neu-
en Shareholder Ökonomie – d.h. die Aktionspläne zu Finanzdienstleistungen (Euro-
päische Kommission 1998a; 1999a), Risikokapital (Europäische Kommission 1998b; 
1999b) und eEurope (Europäische Kommission 2000b; 2000c) – in fast allen Politik-
bereichen einnistet. 
3.2. Nationale Arbeits- und Sozialpolitik im Zeichen von Wettbewerbsfähigkeit 
und Benchmarking 
Die Gewerkschaften stehen dieser Entwicklung noch immer relativ hilflos ge-
genüber. Im Kern stützen sich ihre Initiativen im Bereich der Arbeits- und Sozialpoli-
tik nach wie vor auf das Delors'sche Projekt, obwohl sich die sozio-ökonomischen 
                                                          
6 Die Grenzen der supranationalen Arbeits- und Sozialpolitik sind somit eine Konsequenz der 
besonderen Konstellation von Interessen, Machtverhältnissen, Diskursen und Überzeugungen. 
Im Vergleich hierzu führt der in der integrationstheoretischen Diskussion vorherrschende Er-
klärungsansatz die Schranken der arbeits- und sozialpolitischen Vergemeinschaftung grund-
sätzlicher auf die fehlende legitimatorische Unterstützung und abwehrende Politisierung einer 
weitergehenden – marktkorrigierenden oder sogar redistributiven – Vergemeinschaftung der 
Arbeits- und Sozialpolitik zurück (vgl. Scharpf 1999; Majone 1998). Die Blockade scheint 
dabei selbst durch einen Wandel der europäischen Macht-, Interessen- und Diskurskonstella-
tion kaum überwindbar zu sein. 
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Rahmenbedingungen zu ihrem Nachteil verschlechtert haben. Inzwischen erweist es 
sich immer mehr als Problem, dass die Gewerkschaften – institutionell, finanziell wie 
politisch – in hohem Maße in das europäische Entscheidungssystem integriert sind, 
ohne dessen Inhalte jedoch hinreichend, geschweige denn autonom, bestimmen zu 
können (vgl. Martin/Ross 1999a). Die Rolle des Juniorpartners schien dabei so lange 
unproblematisch, wie eine starke, auch arbeits- und sozialpolitisch aktive Kommissi-
on gewerkschaftspolitische Themen und Inhalte immer wieder auf die politische A-
genda brachte. Nachdem das Delors-Projekt jedoch an seine Grenzen stieß, der ar-
beits- und sozialpolitische Zyklus im Anschluss an das Binnenmarkt-Projekt also steil 
abfiel, traten die Nachteile der politisch-institutionellen Einbindung und Unterord-
nung deutlicher hervor. Von einigen Rahmenabkommen einmal abgesehen, scheint es 
den Gewerkschaften in der zweiten Hälfte der 90er Jahre kaum mehr zu gelingen, die 
eigenen Ziele und Interessen wirksam in die europapolitische Diskussion einzubrin-
gen. So ist mit Blick auf die WWU zwar eine expansive Dynamik der arbeits- und 
sozialpolitischen wie auch der tarif-, steuer-, finanz- oder bildungspolitischen Reor-
ganisation erkennbar, bislang steht diese jedoch primär im Zeichen eines marktzent-
rierten Wettbewerbsdiskurses. 
Von den Gewerkschaften selbst werden die Probleme, die sich aus der politi-
schen und institutionellen Einbindung in den Pfad der europäischen Integration erge-
ben (vgl. Schulten 2000), bisher nur partiell thematisiert. Ungeachtet aller Restriktio-
nen, scheinen sie sich mit der gegebenen Wirtschafts- und Sozialverfassung der EU 
grundsätzlich arrangiert zu haben. Der alte „Protest“-Diskurs über die „Gefahren des 
Sozialdumpings“ ist nur noch gelegentlich zu vernehmen, und auch der Weg zur 
WWU wurde aus einer Position der „kritischen Unterstützung“ meist nur in Bezug 
auf die austeritätspolitischen Gefahren hinterfragt (vgl. Foden 1998). Dem entspricht 
die breite Akzeptanz oder zumindest die passive Hinnahme des allgemeinen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Ordnungsrahmens, einschließlich der hierin eingelager-
ten Regime-Konkurrenz. Deren Dynamik wird im Unterschied zum „Sozialdum-
ping“-Diskurs nicht nur negativ gesehen. Der Diskurs über die Regime-Konkurrenz 
impliziert auch immer die Option, die volkswirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
nicht nur über Kostensenkungen, sondern auch durch qualitative Methoden der Pro-
duktivitätssteigerung zu verbessern, so z.B. durch Investitionen in die Infrastruktur, 
das technologische Know How oder die (Aus-)Bildung. Trotz all dieser (Wahl-) 
Möglichkeiten, bleibt die strategische Grundentscheidung, sich auf die Regime-
Konkurrenz einzulassen und deren Chancen zu betonen, in hohem Maße ambivalent: 
Zum einen mag es den Gewerkschaften mit dieser Akzentuierung – wie auch durch 
den Verweis auf „best practice“ Erfahrungen in Ländern mit hohen Sozialstandards – 
zwar gelingen, die auf der nationalen Ebene noch immer vorhandenen arbeits- und 
sozialpolitischen Spielräume auszunutzen. Zum anderen hat diese sehr selektive, sub-
stanziell jedoch verhinderte Vergemeinschaftung und potenzielle „Re-Nationa-
lisierung“ der arbeits- und sozialpolitischen Reorganisation allerdings ihren Preis. 
Die Fortentwicklung und sozialregulative Ausgestaltung der europäischen Wirt-
schafts- und Sozialverfassung droht zunehmend aus dem Blick zu geraten. 
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Diese These mag viele überraschen, sind doch in Amsterdam zentrale Bereiche 
der arbeits- und sozialpolitischen Regulation – das „Sozialprotokoll“ und die Be-
schäftigungspolitik – mit Hilfe der Gewerkschaften und der neuen Sozialdemokratie 
soeben noch in den EU-Vertrag aufgenommen worden (vgl. Johansson 1999). Ge-
nauer betrachtet, erhält hierdurch jedoch nicht so sehr die Perspektive eines organi-
sierten europäischen Sozialraumes neuen Schwung. Im Vordergrund steht vielmehr 
die wettbewerbsgemäße Reorganisation der nationalen arbeits- und sozialpolitischen 
Regulationsformen. Der EU kommt dabei die Aufgabe zu, die Reorganisation als Mo-
tor und Korsett zu strukturieren (vgl. Falkner 2000: 295f). Dies erfolgt unter anderem 
über die sozialpolitischen Aktionsprogramme für die Jahre 1995-97 und 1998-2000. 
Diese sind insofern wenig ambitioniert, als sie auf legislative Initiativen weitgehend 
verzichten, sich auf die Revision älterer Richtlinien konzentrieren und sich ansonsten 
mit der relativ unverbindlichen Koordination der nationalen Arbeits- und Sozialpoli-
tik – unter Mitwirkung der Sozialpartner – zufrieden geben. Noch deutlicher, gleich-
sam paradigmatisch, für diese Neuorientierung ist die europäische Beschäftigungs-
strategie. Nicht wenige sehen in ihr die letzte „russische Puppe“ von Delors, die er – 
in Reaktion auf den „Post-Maastricht“ Blues – mit dem Weißbuch zu „Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ (Europäische Kommission 1993) hervor-
gezaubert hatte. Die weitere Umsetzung erscheint auf den ersten Blick noch als Er-
folgsstory. Nachdem der Europäische Rat in Essen im Jahr 1994 die Grundzüge des 
beschäftigungspolitischen Konzeptes ausgearbeitet hatte, und in Amsterdam der Be-
schäftigungstitel sogar in den EU-Vertrag aufgenommen wurde, konnten auf den 
nachfolgenden Gipfeln in Luxemburg (beschäftigungspolitische Leitlinien), Cardiff 
(Strukturreformen) und Köln (makroökonomischer Dialog) die unterschiedlichen 
Säulen des Beschäftigungskonzeptes weiter konkretisiert werden (vgl. hierzu Tidow 
2000). Die institutionelle und prozedurale Dynamik schien so beachtlich, dass einige 
bereits vor den Gefahren einer „Überregulierung“ gewarnt haben (vgl. Feldmann 
1998). Tatsächlich ist eine solche Bewertung jedoch nicht nur vorschnell, sondern 
auch irreführend. Bislang sind all diejenigen, die sich von der europäischen Beschäf-
tigungsstrategie neue Impulse für einen sozialen Ausgleich und eine marktkorrigie-
rende staatliche Intervention erwartet haben, jedenfalls enttäuscht worden. Drei As-
pekte sprechen sogar dafür, dass sich die letzte „russische Puppe“ mehr und mehr in 
ein „trojanisches Pferd“ verwandelt: 
 Erstens ist die europäische Beschäftigungsstrategie im Kern auf Arbeitsmarktpo-
litik ausgedünnt worden. Zwar werden auch Fragen der Unternehmensförderung 
und Unternehmenskultur sowie die Organisation der sozialen Sicherungssysteme 
– die Finanzierung wie auch die aktiven und passiven Elemente – thematisiert, 
letztlich läuft all dies jedoch auf einen arbeitspolitischen Ansatz hinaus, der in 
Form einer „kooperativen“ Deregulierung und Flexibilisierung, d.h. durch die 
Kombination von marktförmigen und administrativen Maßnahmen – z.B. die 
Kürzung von Sozialleistungen und eine aktive Arbeitsmarktpolitik – eine mög-
lichst hohe Erwerbsquote (ca. 70%), vor allem im privaten Dienstleistungsbe-
reich, erreichen möchte. 
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 Zweitens verbleibt die Beschäftigungspolitik nicht nur im Schatten der überge-
ordneten Themen von Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit. Es verallgemeinert 
sich über das ihr zugrunde liegende Koordinationsverfahren auch das Konzept 
eines politischen Benchmarkings wie es nicht zuletzt vom ERT (1996) und 
UNICE (1997; 2000) propagiert wird. Inzwischen haben sich die Regierungen 
darauf verständigt, den Koordinationsansatz – nun als Methode der „offenen“ 
Koordination, d.h. unter Einschluss einer Vielzahl zivilgesellschaftlicher Akteu-
re – auf eine Reihe zusätzlicher Politikfelder auszuweiten: auf die Modernisie-
rung des Sozialschutzes, die Bekämpfung der sozialen Exklusion, den Übergang 
in die Informationsgesellschaft, Bildungspolitik, Forschungs- und Entwick-
lungspolitik sowie auf Fragen der Unternehmenspolitik und Wirtschaftsrefor-
men (vgl. Europäischer Rat 2000). In immer mehr Bereichen geht es darum,  
über die Ermittlung von offiziellen und inoffiziellen Kennziffern und Indikato-
ren sog. „best practices“ zu identifizieren. Der Wettbewerbsfähigkeits-Diskurs 
durchdringt auf diese Weise auch Arenen, die den Imperativen der Ökonomie 
lange Zeit entgegenwirkten. 
 Drittens schließlich wurde über die Beschäftigungsstrategie, vor allem auf dem 
Gipfel in Cardiff, der Übergang in die Shareholder-Ökonomie explizit auf die 
europäische Agenda gesetzt. Nachdem die CAG (1998) in ihrem Bericht, den sie 
kurz zuvor der Kommission und dem Europäischen Rat überreicht hatte, die 
Vorteile eines integrierten europäischen Finanz- und Kapitalmarktes dargelegt 
hatte7, verschwand dieses Thema seither nicht mehr von der Agenda. Der Gipfel 
in Lissabon hat diese Perspektive mit allseitiger Zustimmung – nicht nur der na-
tionalen Regierungen und der europäischen Wirtschaft, sondern auch der Ge-
werkschaften – noch einmal eindrucksvoll bekräftigt; ebenso die Initiative „eEu-
rope“, mit der die digitale Kluft gegenüber den USA geschlossen und der „take 
off“ in die Informationsökonomie und Wissensgesellschaft eingeleitet werden 
soll. 
Alle drei Aspekte verdeutlichen relativ gut, dass die Regime-Konkurrenz auf der 
europäischen Ebene materiell – z.B. durch Verordnungen und Richtlinien oder eine 
redistributive Politik – immer weniger aufgefangen, sondern durch das Benchmar-
king-Verfahren allenfalls diskursiv koordiniert wird. Auch die makroökonomische 
Koordination im Rahmen des Köln-Prozesses dürfte hieran wenig ändern. Gerade erst 
                                                          
7 Neben einer effizienteren Ressourcenallokation verspricht man sich von einem integrierten 
Finanzmarkt offensichtlich eine verbesserte Wettbewerbsfähigkeit und Flexibilität der euro-
päischen Ökonomie. Ein positiver Nebenaspekt besteht darin, dass infolge der dynamisierten 
Finanzmarktbeziehungen auch die industriellen Beziehungen und Formen der Corporate Go-
vernance nicht mehr umhin können, sich markt- und wettbewerbsorientiert zu modernisieren. 
Darüber hinaus scheint die Shareholder Ökonomie auch noch griffige Lösungen für die Be-
wältigung drängender Zukunftsprobleme anzubieten: z.B. eine Entlastung der umlagefinan-
zierten Rentenversicherung durch kapitalgedeckte Pensionsfonds, die Förderung von Risiko-
kapital zur Finanzierung von Innovationen und eine hierdurch stimulierte Revitalisierung der 
Ökonomie. 
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angelaufen, beschränkt er sich grundsätzlich auf einen besseren Informationsfluss – 
die Sozialpartner haben in Fragen der Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik allenfalls 
ein Diskussions-, aber kein Mitspracherecht –, ohne die innere Struktur der stark von 
der Geldpolitik her konzipierten WWU jedoch in Frage zu stellen. Eine wirksame 
Einflussnahme auf die EZB durch die politischen Akteure oder gar eine gleichge-
wichtige Abstimmung der Geld-, Finanz- und Tarifpolitik ist nach wie vor nicht ge-
geben. Gleichwohl scheinen die Gewerkschaften ihre Rolle als Arbeitsmarktpartei, 
die sich zum Wohle von Geldwertstabilität, Investitionen, Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung auf eine zurückhaltende Lohnpolitik verpflichtet, grundsätzlich akzep-
tiert zu haben. 
4. Die industriellen Beziehungen im europäischen Mehrebenensystem:  
korporatistische Arrangements unter Wettbewerbsdruck 
Es wurde bereits ausgeführt, dass sich infolge des EG-Binnenmarktes und der 
WWU – ungeachtet der expansiven Regulationsdynamik und intensivierter Koordina-
tionsanstrengungen – die innereuropäische Konkurrenz zwischen den nationalen Re-
gimes der industriellen Beziehungen strukturell verstärkt hat. Mit den ökonomischen 
Kernprojekten der europäischen Integration wurde mithin eine angebotspolitische 
Agenda verankert, die im Kontext eines niedrigen Wirtschaftswachstums, insgesamt 
eher mäßiger Produktivitätssteigerungen und einer hohen Massenerwerbslosigkeit die 
Arbeitsmarkt- und Sozialsysteme und die gewerkschaftliche Lohn- und Tarifpolitik 
einem mitunter starken Anpassungsdruck aussetzte. Nicht ohne Grund kommen ver-
gleichende Studien zu dem Ergebnis, dass die nationalen Regime der arbeits- und so-
zialpolitischen Regulation in den 80er und 90er Jahren recht weit reichend deregu-
liert, dezentralisiert und flexibilisiert worden sind (vgl. Martin/Ross 1999b; Fer-
ner/Hyman 1998; Bieling/Deppe 1997). Zuletzt zeigte sich jedoch immer deutlicher, 
dass dieser Prozess nicht eindimensional verlief und nicht allein marktbestimmt war, 
sondern – von Großbritannien einmal abgesehen – auch politisch vermittelt war, d.h. 
die Gewerkschaften und abhängig Beschäftigten mit einbezog. Spätestens seit den 
90er Jahren vollzog sich die wettbewerbsorientierte Reorganisation der arbeits- und 
sozialpolitischen Regime in einem mehrstufigen Modell bzw. einer Pyramide korpo-
ratistischer Arrangements. 
Im Zentrum der politischen Vermittlung steht nach wie vor die nationale Hand-
lungsebene. Um die Wachstums- und Beschäftigungsbedingungen zu verbessern, ha-
ben die Gewerkschaften in fast allen EU-Staaten in einen neuen „Wettbewerbskorpo-
ratismus“ eingewilligt (vgl. Rhodes 1998a). Dessen Inhalte und Zielsetzungen unter-
scheiden sich deutlich von den alten Arrangements, die noch im Kontext einer keyne-
sianisch inspirierten Wirtschaftspolitik und Staatsintervention zustande kamen. In-
zwischen geht es nicht mehr um die Sicherung der Vollbeschäftigung und die Erwei-
terung sozialer Anrechte, sondern in erster Linie um die Verbesserung der nationalen 
Wettbewerbs- und Standortbedingungen. Die Gewerkschaften scheinen sich damit 
abgefunden zu haben, dass materielle Konzessionen und politische Mitspracherechte 
nur indirekt, als Resultat eines gemeinsam, mit den Arbeitgebern und der Regierung 
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organisierten ökonomischen Erfolgs zu erwarten sind (vgl. Streeck 1999: 170). Der 
qualitative Wandel der korporatistischen Arrangements besteht demzufolge vor allem 
darin, dass sie nicht mehr im Kontext einer nachfrage-, sondern angebotspolitischen 
Agenda ausgehandelt werden und sich – ökonomietheoretisch betrachtet – nicht mehr 
auf eine makro-, sondern eine mikroökonomisch ausgerichtete Modernisierungskon-
zeption stützen. Im Detail sind dabei, bedingt durch die nationalen Besonderheiten, 
ganz spezifische Kooperationsverfahren und Kompromissformeln erkennbar (vgl. Fa-
jertag/Pochet 2000). Zugleich haben sich in den 90er Jahren jedoch übergreifend ei-
nige gemeinsame Schwerpunkte ausgebildet. Im Zentrum steht unverkennbar die 
produktivitäts- und wettbewerbsorientierte Reorganisation und Verzahnung von drei 
Handlungsfeldern (vgl. Hassel 2000): 
 Für die Lohn- und Tarifpolitik implizieren die abgeschlossenen Sozial- und Be-
schäftigungspakte in erster Linie Lohnzurückhaltung bzw. Lohnflexibilität. Um 
Wettbewerbsfähigkeit, Investitionen und Beschäftigung zu stimulieren, bleiben 
die Lohnzuwächse deutlich unterhalb der Produktivitätssteigerung (vgl. Schul-
ten/Stückler 2000). Einige der nationalen Arrangements enthalten auch Verein-
barungen, durch die Löhne und Arbeitsbedingungen im Sinne einer koordinier-
ten Flexibilisierung spezifischer auf die Erfordernisse einzelner Regionen oder 
Firmen ausgerichtet werden sollen. 
 Was die Arbeitsmarktpolitik anbetrifft, so zielen die Sozial- und Beschäfti-
gungspakte vor allem darauf, die Beschäftigungsfähigkeit („employability“) der 
abhängig Beschäftigten zu verbessern. Hierzu zählen zum einen ökonomische 
und administrative Anreize – strengere Voraussetzungen für den Bezug von So-
zial- und Versicherungsleistungen – zur Arbeitsaufnahme, zum anderen aber 
auch die Förderung atypischer Beschäftigungsformen – z.B. Teilzeitarbeit – so-
wie Qualifikationsprogramme für bestimmte Problemgruppen, die auf Dauer aus 
dem Beschäftigungssystem ausgeschlossen zu werden drohen. 
 Und nicht zuletzt befassen sich die Pakte auch insofern mit der Reform der nati-
onalen Sozialsysteme, als deren Organisation – z.B. durch die Senkung der 
Lohnnebenkosten – stärker auf die Funktionsweise einer produktiven und be-
schäftigungsintensiven Ökonomie ausgerichtet werden soll. 
Wie gesehen, bilden die hier nur grob aufgelisteten Dimensionen auch das 
Grundgerüst der über den Luxemburg-, Cardiff- und Köln-Prozess koordinierten eu-
ropäischen Beschäftigungsstrategie. Sie sollen dazu beitragen, ein investitions- und 
beschäftigungsfreundliches Umfeld zu schaffen, in dem auch gewerkschaftliche Ziel-
setzungen – eine aktive Arbeitsmarkt- und Qualifikationspolitik, eine Reduktion der 
Steuer- und Beitragssätze und zum Teil auch eine Arbeitszeitverkürzung – bedingt 
berücksichtigt werden. Dass sich die Gewerkschaften auf diesen Deal einlassen, er-
klärt sich allerdings nicht allein über die nationale Handlungsebene. Nicht zu unter-
schätzen sind auch die kooperativen Übereinkünfte, die auf der betrieblichen und auf 
der supranationalen Ebene abgeschlossen werden. 
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Auf der betrieblichen Ebene sehen sich die Belegschaften – oft im Verein mit 
dem Management – dazu veranlasst, in Lager übergreifende Produktivitätskoalitionen 
zum Erhalt international wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze einzuwilligen (vgl. Dörre 
1999: 312f; Crouch 1998). Um den Standort zu erhalten oder auch nur, um zusätzli-
che Investitionen anzuziehen, haben sich in Anbetracht der gesteigerten Kapitalmobi-
lität in den 90er Jahren die betrieblichen Arbeitsbeziehungen, insbesondere das Ver-
hältnis von Management und Betriebsrat, zum Teil erheblich gewandelt (vgl. Mueller 
1996). Nicht selten rutschen die Betriebsräte in die Rolle eines Krisenmanagers und 
Konsensstifters, der über diverse Kompensationsgeschäfte – Beschäftigungsgarantien 
gegen flexiblere Arbeitszeiten und Arbeitsbeziehungen, Lohnverzicht etc. – im Sinne 
eines „Concession Bargaining“ zu weit reichenden Zugeständnissen bereit ist. Dies 
steht natürlich im Gegensatz zur überbetrieblichen Interessenvertretung durch die 
Gewerkschaften, die dem standortstrategischen Absenken der arbeits- und sozialpoli-
tischen Standards partiell nachgeben, im Rahmen von wettbewerbskorporatistischen 
Arrangements aber auch flexibel aufzufangen versuchen. 
Über die Keimformen eines Euro-Korporatismus werden die nationalen Wett-
bewerbskorporatismen, im Vergleich zu den Mikrokorporatismen auf der betriebli-
chen Ebene, weniger materiell als vor allem symbolisch und diskursiv bestärkt (vgl. 
Schulten 2000). Dies ist vor allem dadurch begründet, dass die Europäische Kommis-
sion aufgrund ihrer noch immer stark beschränkten Kompetenzen auf dem Feld der 
industriellen Beziehungen nur schwache materielle Anreize setzen kann und die Ar-
beitgeberverbände – UNICE und CEEP – nur dann zu Rahmenabkommen bereit sind, 
wenn für die Unternehmen keine gravierenden Kosten entstehen. Wenn der EGB 
dennoch auf den sozialen und zuletzt auf den makroökonomischen Dialog vertraut, so 
reflektiert sich hierin vor allem die Auffassung, dass es immer noch besser ist, über-
haupt gehört zu werden und einen schwachen, zumeist nur symbolischen als über-
haupt keinen Einfluss auf die europäische Diskussion zu haben. Dies heißt nun je-
doch nicht, dass die europäische Integration für die Herausbildung der nationalen 
Wettbewerbskorporatismen bedeutungslos ist. Ihr strukturierender Einfluss erschließt 
sich allerdings weniger über die Formen der supranationalen Beteiligung als vielmehr 
– dies zeigt insbesondere das italienische Beispiel (vgl. Negrelli 2000) – über die An-
forderungen und Implikationen der WWU – Konvergenzkriterien und Stabilitätspakt 
–, infolge derer sich nicht wenige Regierungen darin bestärkt sehen, die Finanz- und 
auch die Tarifpolitik stärker auf die Geldpolitik zuzuschneiden. 
Dieser Prozess ist nun jedoch alles andere als widerspruchsfrei. Durch die Stabi-
lisierungsanforderungen der WWU werden die nationalen Wettbewerbspakte nicht 
nur gefördert, sondern mittel- und langfristig möglicherweise auch unterspült. So 
setzt das mit der WWU korrespondierende, stabilitäts- und produktivitätsorientierte 
Wachstums- und Beschäftigungsmodell eine national relativ gleichgewichtige Ent-
wicklung voraus, deren koordinative Absicherung (vgl. Dyson 2000: 657ff; Schürz 
2000) ohne einen entsprechenden EU-Haushalt – zumal unter Krisenbedingungen – 
prekär bleibt. Wenn es um die Frage angemessener Anpassungsstrategien und die 
Verteilung der hiermit verbundenen Lasten geht, könnte sich sehr schnell herausstel-
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len, dass die Ziele und Interessen der beteiligten Akteure – d.h. vor allem der EZB, 
der Finanzministerien und auch der Tarifparteien – den bestehenden makroökonomi-
schen Rahmen aufsprengen. Dies gilt umso mehr, als bereits strukturell mit dem EG-
Binnenmarkt und der WWU ein Zwang zur Disziplinierung korrespondiert (vgl. Gill 
1998), der auf der Grundlage eines finanzgetriebenen Akkumulationsregimes (vgl. 
Aglietta 2000; Boyer 2000) den Regierungen, nicht zuletzt den abhängig Beschäftig-
ten und Gewerkschaften, die Bereitschaft abverlangt, die nationalen Regulationsfor-
men und Verteilungsstrukturen auf die Stabilität der gemeinsamen Währung auszu-
richten. 
Durch die anvisierte Integration der Finanzmärkte scheinen die Spannungen im 
europäischen Koordinationsprozess – zwischen der Geld-, Finanz- und Tarifpolitik – 
nicht abzunehmen, sondern perspektivisch noch weiter anzuwachsen. Schließlich ge-
winnen mit ihr die Großbanken, Versicherungen, Investmentfonds und Rating-
Agenturen an Gewicht, also jene Akteure, die die tradierten nationalen Regulations-
systeme und Formen der Corporate Governance in Richtung des US-Modells reorga-
nisieren wollen. Zwar fehlt in den offiziellen EU-Dokumenten selten der Hinweis auf 
die Berücksichtigung und Förderung der sozialen Kohäsion. Es ist zugleich jedoch 
ebenso klar, dass infolge der erhöhten Kapitalmobilität die Rendite-Erwartungen – in 
der industriellen Produktion wie auf den Wertpapiermärkten – im internationalen 
Vergleich bestehen müssen und sich die politischen Entscheidungen genau hierauf 
auszurichten haben. Die zunehmende Definitionsmacht der Anleger- und Sharehol-
derinteressen zeigt sich denn auch auf mehreren Handlungsebenen: 
 Um die Attraktivität der EU als Finanz- und Investitionsstandort zu erhöhen, soll 
über eine Vielzahl von Maßnahmen – die Errichtung eines Ausschusses der EU-
Wertpapierregulierungsbehörden sowie eines EU-Wertpapierausschusses, die 
Vereinheitlichung der Börsenzulassungsanforderungen und der Rechnungsle-
gungsgrundsätze, die Erleichterung einer grenzüberschreitenden Unternehmens-
reorganisation und die Neufassung diverser Richtlinien, z.B. der Wertpapier-
dienstleistungsrichtlinie – die grenzüberschreitende Kapitalbeschaffung erleich-
tert und die Börsenkapitalisierung gefördert werden (vgl. Europäische Kommis-
sion 2001). 
 Hiermit korrespondiert eine veränderte Operationsweise der EZB. Deren Politik 
soll sich in dem Bemühen, die externe (Wechselkurs) und interne Stabilität (In-
flationsrate) des Geldes zu wahren, ähnlich wie die Fed in den USA, zunehmend 
die Entwicklung auf den Wertpapiermärkten – die Kurse für Aktien, Staatsanlei-
hen etc. – mit einbeziehen.8 Die konjunktur- und beschäftigungspolitischen Kri-
terien treten damit weiter in den Hintergrund (vgl. Grahl 2001: 34ff). 
 Letztlich haben beide Entwicklungen – die Integration der Finanzmärkte und die 
geldpolitische Stabilisierung der Kurse für Wertpapiere – zur Folge, dass auf der 
                                                          
8 Einer solchen konzeptionellen Neuorientierung hat sich die EZB bislang widersetzt. Auch der 
Wechselkurs ist für ihre Entscheidungen – vertraglich und offiziell zumindest – nur insoweit 
von Bedeutung wie er die Preisniveaustabilität tangiert. 
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betrieblichen Ebene der Shareholder Value zur maßgeblichen Orientierungsgrö-
ße wird und sich der Flexibilisierungsdruck auf die Entlohnungs- und Arbeits-
bedingungen eher verstärkt als abschwächt (vgl. Hirsch-Kreinsen 1998). 
Sicherlich wäre es voreilig, hieraus zu schlussfolgern, dass dieser Flexibilisie-
rungsdruck aufgrund wachsender Widerstände seitens der Gewerkschaften die Kon-
sens generierende Kapazität der korporatistischen Arrangements übersteigt, diese also 
aufsprengt. Es verdeutlicht nur, dass deren prekäre Handlungsgrundlage – das stark 
asymmetrische Tauschgeschäft von befristeten Beschäftigungsgarantien gegen weit 
reichende arbeits- und sozialpolitische Konzessionen – unter den Bedingungen einer 
finanzgetriebenen Akkumulation starken Belastungen ausgesetzt sein wird. Zumin-
dest in zweierlei Hinsicht werden jedoch bereits erste Initiativen ergriffen, um die po-
tenziellen Konflikte zu entschärfen: Zum einen signalisiert der Entwurf zum Statut 
der Europäischen Aktiengesellschaft, der auf der Grundlage des Davignon-Berichts 
(vgl. Europäische Kommission 1997) im Vorfeld des Europäischen Rates in Nizza 
ausgehandelt wurde, dass die Belegschaften an der Unternehmenskontrolle auch wei-
terhin beteiligt werden. Zum anderen scheint sich innerhalb der Gewerkschaften eine 
Diskussion zu entwickeln, ob und inwiefern die Belegschaften über Formen der Kapi-
tal- und Gewinnbeteiligung – z.B. über Employee Stock Ownership Plans (ESOPs) – 
oder die Einrichtung von Pensionsfonds an steigenden (aber auch fallenden) Aktien-
kursen und Unternehmensrenditen finanziell partizipieren können. 
5. Ausblick: Perspektiven eines „progressiven Konstitutionalismus“ 
Obwohl die Aktionspläne zu Finanzdienstleistungen, Risikokapital und eEurope 
eine ganze Reihe von Maßnahmen – zum Teil sehr konkrete Richtlinien-Vorschläge – 
beinhalten, ist noch keineswegs gewiss, wie sich die transnationale, finanzmarktge-
triebene Reorganisation der industriellen Beziehungen genau entfalten wird. Im Kern 
zeichnet sich bislang jedoch, ähnlich wie beim EG-Binnenmarkt und der WWU, eine 
Konstellation ab, in der jene Initiativen, die eine finanzmarktgetriebene informations-
ökonomische Modernisierung des europäischen Wirtschaftsraums zu Ziel haben, 
kraftvoll vorangetrieben werden, indessen die gewerkschaftlichen Vorstellungen ei-
nes „sozialen Europas“ die Reorganisationsdynamik kaum zu beeinflussen vermögen. 
So erfolgt der gewerkschaftliche Diskussionsprozess nicht nur sehr schleppend, er 
verdichtet sich bislang auch nicht in überzeugenden Konzeptionen, die einen eigen-
ständigen Gestaltungsanspruch erkennbar werden lassen. 
Gleichwohl – dies sollte auch nicht aus dem Auge verloren werden – gibt es ei-
nige Ansatzpunkte, über die, vor allem im Kontext der WWU, die Politisierung von 
Verteilungsfragen offensiver vorangetrieben werden könnte: Einige verweisen in die-
sem Zusammenhang auf die Keimformen einer grenzüberschreitenden Koordination 
der Lohn- und Tarifpolitik, die zumeist allerdings, vermittelt über den Europäischer 
Metallgewerkschaftsbund (EMB), auf die sektorale oder aber, wie z.B. in der Doorn-
Initiative, auf die interregionale Ebene begrenzt bleibt (vgl. Schulten/Bispinck 1999). 
Derartige Koordinationsansätze müssen unter dem Druck divergierender nationaler 
und regionaler Wettbewerbsbedingungen notgedrungen prekär bleiben. Von daher 
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dürfte mittel- und langfristig die Frage in den Vordergrund rücken, in welchem Maße 
durch eine Aufstockung der EU-Kapazitäten – z.B. in Gestalt einer Europäischen 
Wirtschaftsregierung und eines wirtschafts- und konjunkturpolitisch wirksamen EU-
Haushalts – der Druck auf die Tarifpolitik abgefedert werden kann. In diesem Zu-
sammenhang geht es schließlich auch um eine Korrektur des makroökonomischen 
Designs der WWU, d.h. um eine Zentralbankpolitik, die das Wirtschaftswachstum 
und die Beschäftigungsentwicklung zu fördern versucht und diese nicht eindimensio-
nal dem Ziel der Geldwertstabilität subsumiert. Dies setzt zugleich jedoch voraus, 
dass die Dynamik auf den Kapital- und Finanzmärkten politisch stärker kontrolliert 
wird. Im Prinzip stehen hier vielfältige Instrumente zur Verfügung, die von der Kapi-
taleinlagensicherung der Finanzmarktakteure über die Beschränkung von Derivatge-
schäften, die Einführung einer Tobin-Tax oder die Erhebung von Devisenumsatzsteu-
ern bis hin zur Vereinbarung von Wechselkurszielzonen reichen (vgl. Huffschmid 
1999: 209ff). Mit Blick auf die industriellen Beziehungen käme es dabei nicht zuletzt 
darauf an, den Druck zu einer kurzfristigen Kostenminimierung aufzufangen, der von 
den Finanzmärkten – vermittelt über die Shareholder Value Orientierung – auf die be-
trieblichen Organisationsstrukturen ausstrahlt. 
Die hier nur sehr kursorisch aufgelisteten politischen Elemente stehen derzeit 
nicht oder nur als Marginalie auf der politischen Agenda. Sie fügen sich in kein kohä-
rentes Programm oder politisches Projekt, das die politische Öffentlichkeit unmittel-
bar elektrisieren würde. Mit ihnen ist jedoch die recht substanzielle Frage verknüpft, 
ob und wie sich unter dem wachsenden Druck globalisierter Finanzbeziehungen ge-
wisse Kernbestandteile des europäischen Gesellschafts- und Sozialmodells – wie z.B. 
relativ umfassende wohlfahrtsstaatliche Interventions- und Regulationsformen, kol-
lektivvertragliche Übereinkünfte, betriebliche Mitspracherechte oder eine eher auf 
Konsens und Kooperation ausgerichtete politische Kultur – erhalten und modernisie-
ren lassen. Gegen den eingangs skizzierten – stark marktorientierten – europäischen 
Konstitutionalismus, würde dies auf einen „progressiven Konstitutionalismus“, d.h. 
auf eine Schwächung finanzkapitalistischer „Exit“- und eine Stärkung arbeits- und 
sozialpolitischer „Voice“-Optionen hinaus laufen: 
 Die Stärkung von Voice-Optionen bezieht sich zum einen auf die Verteidigung 
bzw. Reform des europäischen Gesellschafts- und Sozialmodells, zum anderen 
aber auch auf die – vertragliche, institutionelle und regulative – Erweiterung so-
zialer und demokratischer Teilhabe- und Mitspracherechte. Dies betrifft unter 
anderem den Stellenwert und die Verbindlichkeit von sozialen Grundrechten, 
die supranationalen arbeits- und sozialpolitischen Kompetenzen oder auch die 
Europäisierung der Tarifpolitik und des Streikrechts.9 Die weitere Diskussion 
über den rechtlichen Status der „Charta sozialer Grundrechte“ oder auch über 
                                                          
9 Ein solcher, sehr weit gefasster Konstitutionalismus-Begriff, ergibt sich nicht zuletzt daraus, 
dass im europäischen Kontext nicht nur den vertraglichen Übereinkünften, sondern auch der – 
verbindlichen – regulativen und institutionelle Politik angesichts der erforderlichen Zwei-
Drittel-Mehrheiten eine (quasi-)konstitutionalistische Qualität zukommt. 
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das „Governance“-Weißbuch (vgl. Europäische Kommission 2000d)10 liefern 
hierzu einige Anknüpfungspunkte. 
 Nicht minder wichtig ist zugleich jedoch die Frage, wie ein „progressiver Kon-
stitutionalismus“ über die Schwächung von Exit-Optionen auf die Organisati-
onsstrukturen der neuen europäischen Ökonomie einwirken kann. Konkret geht 
es dabei um dreierlei: erstens um eine – über kleine Expertenzirkel hinausgrei-
fende – öffentliche Diskussion der neuen makroökonomischen „Governance-
Struktur“; zweitens um eine stärkere politische Kontrolle der transnationalen 
Wirtschafts- und Finanzbeziehungen; und drittens – damit verbunden – um die 
soziale und demokratische Qualität der neuen europäischen Finanz- und Infor-
mationsökonomie. 
Gegenwärtig vollzieht sich jedoch eher eine entgegengesetzte Entwicklung. 
Durch die anvisierte Integration der Finanzmärkte, die steigende Börsenkapitalisie-
rung der Unternehmen, die zentrale Rolle der institutionellen Anleger und die fi-
nanzmarktorientierte Reorganisation der „Investor-Relations“ werden die Exit- zu 
Lasten der Voice-Optionen weiter gestärkt (vgl. Grahl 2001: 28ff). In vielen Teilas-
pekten zeichnet sich eine sehr weit reichende Übernahme anglo-amerikanischer Ge-
schäftspraktiken ab. Von daher drängt sich die Vermutung auf, dass über die europäi-
sche Integration und die weltweite Vernetzung der Finanzbeziehungen die kontinen-
tal-europäischen Regulationsmuster, Verteilungsstrukturen und Entscheidungsme-
chanismen – gerade was die industriellen Beziehungen, die Formen der Corporate 
Governance wie auch die sozialen (Alters-)Sicherungssysteme anbetrifft – schon in 
näherer Zukunft stark geschliffen werden. Offen ist in diesem Kontext nach wie vor, 
wie weit dieser Prozess reicht und ob es einen Punkt gibt, an dem der hierdurch sti-
mulierte Reorganisations- und Wettbewerbsdruck – gesellschaftliche und intergou-
vernementale – Widerstände und (Grundsatz-)Konflikte produziert. Schwer prognos-
tizierbar sind nicht nur die Entwicklungen auf den Wertpapiermärkten und die hier-
mit korrespondierenden ökonomisch-sozialen Konsequenzen, alles andere als gewiss 
ist auch die Art und Weise, wie die neuen, durch die globalen (Finanz-)Märkte be-
stimmten Risiken und Unsicherheiten kulturell und politisch verarbeitet werden. 
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